
 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Gefahrgutterminal Gustavsburg – Begründung 
 
Werte Kolleginnen und Kollegen, 
 
Anfang März haben wir als Stadtverordnete aus der Presse erfahren, dass aus dem 
Containerterminal Gustavsburg praktisch über Nacht ein Gefahrgutterminal werden soll. 
Dieser Vorgang ist aus Sicht der Freien Wähler eine grobe Missachtung der ehrenamtlich 
tätigen Stadtverordneten und ihrer Gremien 
Alleine durch die Ansiedlung eines Gefahrstoffbetriebes in Gustavsburg sind Gefahren für die 
Gesundheit unserer Bürgerinnen und Bürger verbunden. 
Der Hinweis des Regierungspräsidiums, dass die geschlossenen Container nur gelagert und 
zum Abtransport umgeladen werden, genügt nicht um, diese Gefahren zu reduzieren. 
Gerade beim Be- und Entladen kann es zu folgenschweren Unfällen kommen, die erhebliche 
Gefahren verursachen können. 
Die Gefahren durch Gefahrstoffe erhöhen sich aber nicht nur im unmittelbaren Bereich des 
Gefahrgutterminals, sondern ebenso im Straßenverkehr, mitten durch den Stadtteil 
Gustavsburg. 
Mag das Regierungspräsidium das fehlende Einverständnis der Stadt im 
Genehmigungsverfahren noch per „Bescheid ersetzen“, ist dies im Straßenverkehr nicht ohne 
weiteres möglich. 
Die qualifizierte Gefahrenlage beim Transport über die Darmstädter Landstraße wurde im 
Genehmigungsverfahren offenkundig nicht oder nicht ausreichend beachtet. 
Weder die Bürgerinnen und Bürger, noch die Stadtverordneten wurden im Vorfeld über diese 
Pläne informiert, Transparenz als Leitlinie ist beim RP offenbar noch nicht der Regelfall. 
Eine Informations-Veranstaltung des Antragstellers  der Firma CTM und des RP fand bisher 
nicht statt – und dies wäre das Mindeste. 
Der Ortsbeirat in Kostheim fordert dies übrigens auch. 
Bis heute ist noch völlig unklar, was dort genau geplant ist, welche Stoffe dort angeliefert, 
gelagert, umgeladen und durch unsere Stadt transportiert werden sollen. 
Aus diesem Grund soll die Stadtverordnetenversammlung ein deutliches Signal an das 
Regierungspräsidium und die hessische Landesregierung senden, dass die Genehmigung für 
das Gefahrgutterminal aufgehoben werden soll. 
Wir bitten Sie daher um ihre Zustimmung für diese Resolution – Vielen Dank! 
 
Rolf Leinz 12.5.2022 


